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BFA-VG §22a Abs1

B-VG Art.133 Abs4

FPG 8§76 Abs1

VWGVG 8§35

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG § 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. FPG 8 76 giltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. FPG § 76 gliltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
10. FPG & 76 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VWGVG & 35 heute
2. VWGVG § 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch
W226 2012125-1/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Andreas WINDHAGER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde des XXXX StA. Turkei, vertreten durch ARGE Rechtsberatung - Diakonie und Volkshilfe, gegen den Bescheid
des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 15.09.2014, ZI. 371684900-14973394, zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Andreas WINDHAGER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
romisch 40 StA. Turkei, vertreten durch ARGE Rechtsberatung - Diakonie und Volkshilfe, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 15.09.2014, ZI. 371684900-14973394, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemalR§ 76 Abs. 1 FPG iVm. § 22a Abs. 1 BFA-VG als unbegriindet abgewiesen.Die Beschwerde
wird gemald Paragraph 76, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG als unbegrindet
abgewiesen.

Die Antrage der beschwerdefihrenden Parteien auf Kostenersatz werden gemaR§ 35 VwGVG als unbegrindet
abgewiesen.Die Antrage der beschwerdeflihrenden Parteien auf Kostenersatz werden gemal3 Paragraph 35, VwGVG
als unbegrindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 B-VG zulassigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Mit dem oben im Spruch angefiihrten Mandatsbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im
Folgenden: BFA), Regionaldirektion XXXX, vom BF persénlich tbernommen am 15.09.2014, wurde lber den BF gemaf3 8
76 Abs. 1 FPG iVm. § 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft zum Zweck der Sicherung der Abschiebung angeordnetl. Mit dem
oben im Spruch angefiihrten Mandatsbescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA),
Regionaldirektion romisch 40 , vom BF persdnlich Gbernommen am 15.09.2014, wurde Uber den BF gemal3 Paragraph
76, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, AVG die Schubhaft zum Zweck der Sicherung der
Abschiebung angeordnet.

Die belangte Behorde begriindete diese Entscheidung im Wesentlichen dahingehend, das der Beschwerdefihrer sich
seit Einstellung des Verfahrens zur Erteilung eines Aufenthaltstitels illegal im Bundesgebiet aufhalte und zu keinen
Zeitpunkt rechtmaRig niedergelassen gewesen sei. Weiteres hatte eine Hauserhebung ergeben, dass er an seiner
Meldeanschrift nicht wohnhaft sei und sei die amtliche Abmeldung veranlasst worden. Der Beschwerdefihrer habe
nicht den Nachweis erbringen kénnen, dass er Uber ausreichend Mittel verfuge, um den Unterhalt oder die Ausreise
aus eigenem zu finanzieren und habe keine nachhaltige Integration festgestellt werden kénnen. Eine
Ruckkehrentscheidung in Verbindung mit Einreiseverbot gegen den Beschwerdefihrer sei durchsetzbar, er halte sich
seit Einstellung des Aufenthaltstitelverfahrens bei der MA 35 illegal im Bundesgebiet auf. Das gelindere Mittel gem. 8 77
FPG wurde von der belangten Behorde in der angefochtenen Entscheidung gepruft. Die finanzielle Sicherheitsleistung
sei auf Grund der finanziellen Situation schon von vornherein nicht in Betracht gekommen. Auch was die
Unterkunftsnahme in bestimmten Raumlichkeiten und die periodische Meldeverpflichtung betreffe, kénne im Falle des
Beschwerdefihrers nicht das Auslangen gefunden werden, da dieser unangemeldet Unterkunft genommen habe. Auf
Grund des bisher gezeigten persénlichen Verhaltens und der nicht sonderlich ausgepragten Bindungen kénne daher
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nicht davon ausgegangen werden, dass eine Anordnung des gelinderen Mittels zur Sicherung des Verfahrens der
Abschiebung ausreichend sei.Die belangte Behdrde begriindete diese Entscheidung im Wesentlichen dahingehend, das
der Beschwerdeflhrer sich seit Einstellung des Verfahrens zur Erteilung eines Aufenthaltstitels illegal im Bundesgebiet
aufhalte und zu keinen Zeitpunkt rechtmaliig niedergelassen gewesen sei. Weiteres hatte eine Hauserhebung ergeben,
dass er an seiner Meldeanschrift nicht wohnhaft sei und sei die amtliche Abmeldung veranlasst worden. Der
Beschwerdefihrer habe nicht den Nachweis erbringen kdnnen, dass er Uber ausreichend Mittel verfuge, um den
Unterhalt oder die Ausreise aus eigenem zu finanzieren und habe keine nachhaltige Integration festgestellt werden
kénnen. Eine Ruckkehrentscheidung in Verbindung mit Einreiseverbot gegen den Beschwerdeflhrer sei durchsetzbar,
er halte sich seit Einstellung des Aufenthaltstitelverfahrens bei der MA 35 illegal im Bundesgebiet auf. Das gelindere
Mittel gem. Paragraph 77, FPG wurde von der belangten Behdrde in der angefochtenen Entscheidung gepriift. Die
finanzielle Sicherheitsleistung sei auf Grund der finanziellen Situation schon von vornherein nicht in Betracht
gekommen. Auch was die Unterkunftsnahme in bestimmten Raumlichkeiten und die periodische Meldeverpflichtung
betreffe, kdnne im Falle des Beschwerdefiihrers nicht das Auslangen gefunden werden, da dieser unangemeldet
Unterkunft genommen habe. Auf Grund des bisher gezeigten personlichen Verhaltens und der nicht sonderlich
ausgepragten Bindungen kdnne daher nicht davon ausgegangen werden, dass eine Anordnung des gelinderen Mittels
zur Sicherung des Verfahrens der Abschiebung ausreichend sei.

3. Mit dem am 19.09.2014 beim BFA eingelangten Schriftsatz des bevollmachtigten Vertreters wurde gegen den im
Spruch angefiihrten Schubhaftbescheid sowie gegen die (andauernde) Anhaltung in Schubhaft Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht erhoben. Darin wurde beantragt, die Verhdangung der Schubhaft und die andauernde
Anhaltung in Schubhaft fir rechtswidrig zu erklaren; den bekdmpften Bescheid zu beheben; Kostenersatz im Umfang
der anzuwendenden Pauschalersatzverordnung (Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand) und der Eingabegebuhr
zuzuerkennen; eine mindliche Beschwerdeverhandlung durchzufiihren; sowie in eventu die ordentliche Revision an
den VWGH zuzulassen.

Die Beschwerde wurde im wesentlichen damit begriindet, dass sich der Beschwerdefihrer seit dem Jahr XXXX in
Osterreich befinde, bis zum Jahr XXXX sei er als Student zum Aufenthalt berechtigt gewesen. Er habe auf der XXXX
studiert und sei er auf die XXXX gewechselt, auf der er seit 4 Jahren bis zum Wintersemester 2013/14 studiert habe.
Neben dem Bruder wirden sich noch ein Cousin, zwei Tanten und ein Onkel in Osterreich befinden. Der
Beschwerdefiihrer stimme einer freiwilligen Ruckkehr in die Tirkei zu und werde das Bundesgebiet am XXXX
verlassen. Auf Grund des fehlenden Sicherungsbedarfs werde die Verhangung und andauernde Anhaltung des
Beschwerdefiihrers als rechtswidrig bekampft.Die Beschwerde wurde im wesentlichen damit begriindet, dass sich der
Beschwerdefiihrer seit dem Jahr réomisch 40 in Osterreich befinde, bis zum Jahr rémisch 40 sei er als Student zum
Aufenthalt berechtigt gewesen. Er habe auf der rémisch 40 studiert und sei er auf die romisch 40 gewechselt, auf der
er seit 4 Jahren bis zum Wintersemester 2013/14 studiert habe. Neben dem Bruder wirden sich noch ein Cousin, zwei
Tanten und ein Onkel in Osterreich befinden. Der Beschwerdefiihrer stimme einer freiwilligen Riickkehr in die Tiirkei
zu und werde das Bundesgebiet am romisch 40 verlassen. Auf Grund des fehlenden Sicherungsbedarfs werde die
Verhdngung und andauernde Anhaltung des BeschwerdefUhrers als rechtswidrig bekampft.

In weiterer Folge wurde im Wesentlichen ausgefihrt, dass der Beschwerdeflhrer Uber soziale AnknlUpfungspunkte
verfige, der langjahrige rechtmaflige Aufenthalt sowie das Studium des Beschwerdeflihrers seien vollig
unberucksichtigt geblieben. Seit dem Zeitpunkt des Entschlusses zur freiwilligen Rickkehr sei die Aufrechterhaltung
der Schubhaft unverhaltnismalig und rechtswidrig, weshalb der Beschwerdefiihrer in seinem Recht auf seine
personliche Freiheit verletzt sei.

Nebst allgemeinen rechtlichen Uberlegungen filhrte der BF aus, dass es auch rechtswidrig gewesen sei, nicht von
gelinderen Mitteln Gebrauch zu machen.

Am 19.09.2014 legte die belangte Behdrde die Verwaltungsakten vor, erstattete eine Stellungnahme zum Verfahren
und beantragte, die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen und Kosten im verzeichneten Ausmal3 zuzuerkennen.

Am  XXXXwurde der Beschwerdefiihrer von einem Mitarbeiter des "Vereins ,Menschenrechte" vom
Polizeianhaltezentrum abgeholt und zum Flughafen XXXX - Schwechat gebracht. Laut einer Ubermittelten Bestatigung
des "Vereins Menschenrechte" vom 01.10.2014 hat der Beschwerdefiihrer am 22.09.2014 Osterreich verlassen und ist
auf dem Luftweg in den Herkunftsstaat zurlickgekehrt. Am XXXXwurde der Beschwerdefihrer von einem Mitarbeiter



des "Vereins ,Menschenrechte" vom Polizeianhaltezentrum abgeholt und zum Flughafen rémisch 40 - Schwechat
gebracht. Laut einer Ubermittelten Bestatigung des '"Vereins Menschenrechte" vom 01.10.2014 hat der
Beschwerdefiihrer am 22.09.2014 Osterreich verlassen und ist auf dem Luftweg in den Herkunftsstaat zurlickgekehrt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

1.1. Der BF ist Staatsangehoriger der Turkei und besitzt nicht die dsterreichische Staatsbirgerschaft. Der BF ist somit
Fremder im Sinne des8 2 Abs. 4 Z 1 FPG.1.1. Der BF ist Staatsangehoriger der Turkei und besitzt nicht die
Osterreichische Staatsburgerschaft. Der BF ist somit Fremder im Sinne des Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer eins, FPG.

Der BF reiste im Jahr XXXX rechtméRig in Osterreich einDer BF reiste im Jahr rémisch 40 rechtméaRig in Osterreich ein.

Der Beschwerdeflhrer regelte den Aufenthalt im Bundesgebiet bis zum Jahr XXXX mit einem entsprechenden
Aufenthaltstitel als Student, im August XXXX wurde das Verfahren betreffend Verlangerung des Aufenthaltstitels
eingestellt, da der Beschwerdefihrer im Verfahren nicht zur Verfliigung stand und - auch nach eigenen Angaben -
keinen Studienerfolg nachweisen konnte sowie die erforderlichen Nachweise niemals erbracht hat.Der
Beschwerdefiihrer regelte den Aufenthalt im Bundesgebiet bis zum Jahr rémisch 40 mit einem entsprechenden
Aufenthaltstitel als Student, im August rémisch 40 wurde das Verfahren betreffend Verlangerung des Aufenthaltstitels
eingestellt, da der Beschwerdefihrer im Verfahren nicht zur Verfliigung stand und - auch nach eigenen Angaben -
keinen Studienerfolg nachweisen konnte sowie die erforderlichen Nachweise niemals erbracht hat.

Nach eigenen Angaben des Beschwerdeflhrers hat er sich fur langere Zeit in XXXX unangemeldet aufgehalten, bei
seinen Verwandten will er eine Scheinmeldung in XXXX gehabt haben, die Wohnung sei fur einen tatsachlichen
Aufenthalt jedoch zu klein gewesen.Nach eigenen Angaben des Beschwerdefihrers hat er sich fir langere Zeit in
réomisch 40 unangemeldet aufgehalten, bei seinen Verwandten will er eine Scheinmeldung in rémisch 40 gehabt
haben, die Wohnung sei fir einen tatsachlichen Aufenthalt jedoch zu klein gewesen.

Der Beschwerdeflihrer will nach eigenen Angaben vor der belangten Behdrde von Unterstitzung durch den Bruder
und andere Verwandte gelebt haben, er will Gber keinerlei Versicherungsschutz verfiigt haben.

Am 15.09.2014 wurde der Beschwerdefiihrer festgenommen. Nach erfolgter Einvernahme durch die belangte Behérde
am selben Tag wurde gegen den Beschwerdeflihrer der gegenstdndliche Mandatsbescheid gem. § 76 Abs. 1
Fremdenpolizeigesetz erlassen sowie in einem weiteren Bescheid gegen den Beschwerdeflhrer eine
Ruckkehrentscheidung gem. § 52 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz erlassen.Am 15.09.2014 wurde der Beschwerdeflhrer
festgenommen. Nach erfolgter Einvernahme durch die belangte Behdrde am selben Tag wurde gegen den
Beschwerdefiihrer der gegenstandliche Mandatsbescheid gem. Paragraph 76, Absatz eins, Fremdenpolizeigesetz
erlassen sowie in einem weiteren Bescheid gegen den Beschwerdeflhrer eine Ruckkehrentscheidung gem. Paragraph
52, Absatz eins, Fremdenpolizeigesetz erlassen.

Einer Beschwerde gegen die Rickkehrentscheidung wurde gem. § 18 Abs. 2 Ziffer 1 und 3 BFA - VG die aufschiebende
Wirkung aberkannt. Die belangte Behdrde erlieB dartber hinaus gegen den Beschwerdefiihrer gem. § 53 Abs. 1 iVm
Abs. 2 Ziffer 6 und 7 FPG ein auf die Dauer von 2 Jahren befristetes Einreiseverbot.Einer Beschwerde gegen die
Ruckkehrentscheidung wurde gem. Paragraph 18, Absatz 2, Ziffer 1 und 3 BFA - VG die aufschiebende Wirkung
aberkannt. Die belangte Behorde erlield dartber hinaus gegen den Beschwerdeflhrer gem. Paragraph 53, Absatz eins,
in Verbindung mit Absatz 2, Ziffer 6 und 7 FPG ein auf die Dauer von 2 Jahren befristetes Einreiseverbot.

2. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben angefiuihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der
vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Zum Sachverhalt:

Der oben festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der
vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens:
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Die Identitat und der wiedergegebene Sachverhalt, insbesonders die Feststellung zum illegalen Aufenthalt seit August
XXXX sind unbestritten.Die Identitat und der wiedergegebene Sachverhalt, insbesonders die Feststellung zum illegalen
Aufenthalt seit August romisch 40 sind unbestritten.

Die Feststellungen zur Festnahme, der weiteren Anhaltung und der Entlassung des BF aus der Schubhaft sowie zur
freiwilligen Ausreise ergeben sich aus dem Akteninhalt und entsprechen dem Amtswissen des
Bundesverwaltungsgerichtes (Einsicht in die Anhaltedatei-Vollzugsverwaltung).

Die Feststellungen zum unrechtmafigen Aufenthalt im Bundesgebiet ergeben sich aus dem unbestrittenen Akteninhalt
und der Tatsache, dass der BF nach Ablauf des letztglltigen Aufenthaltstitels, somit seit August XXXX ohne
Aufenthaltsrecht in Osterreich verblieb.Die Feststellungen zum unrechtmé&Bigen Aufenthalt im Bundesgebiet ergeben
sich aus dem unbestrittenen Akteninhalt und der Tatsache, dass der BF nach Ablauf des letztgiltigen Aufenthaltstitels,

somit seit August rémisch 40 ohne Aufenthaltsrecht in Osterreich verblieb.

Der BF hat ab diesem Zeitpunkt keinerlei Bereitschaft gezeigt, freiwillig aus Osterreich auszureisen. Die Feststellung zur
fehlenden Ausreisewilligkeit des BF beruht darauf, dass der BF sowohl in der Einvernahme vor der belangten Behoérde
am 15.09.2014 als auch in der Beschwerde nicht dargetan hat, dass er Osterreich nach Ablauf des Aufenthaltstitels
freiwillig verlassen hatte. Er bestatigt vielmehr, ohne Meldung in einem Kulturzentrum gelebt, Gber kein Einkommen

und keinen Sozialversicherungsschutz verfligt zu haben.

Dass diese Angaben nicht zutreffend waren, wurde in der Beschwerde nicht dargetan, weshalb die belangte Behdrde
zu Recht massive Zweifel an einer freiwilligen Ruckkehr oder einer Bereitschaft, fur ein Verfahren zur Verfiugung zu

stehen, haben konnte.
3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

3.1.1. Gemal3 § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, und § 7 Abs. 1 Z 1 des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFA-VG), BGBI. | Nr. 87/2012 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA und gemall 8 7 Abs. 1 Z 3 Uber Beschwerden gegen Malinahmen
unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemal: dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles des BFA-VG und gemal3 dem 7. und
8. Hauptstlick des FPG.3.1.1. Gemal3 Paragraph 9, Absatz 2, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, und Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer eins, des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA und gemaR Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 3, Uber Beschwerden gegen
MalRnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemaR dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles des BFA-VG und gemal3
dem 7. und 8. Hauptstuick des FPG.

Der mit "Zustandigkeiten" betitelte § 3 Abs. 1 Z 3 des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G),BGBI. | Nr. 68/2013, bestimmt,
dass dem BFA die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstlickes des FPG obliegt.Der mit "Zustandigkeiten" betitelte
Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 68 aus 2013,
bestimmt, dass dem BFA die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstlickes des FPG obliegt.

Das 8. Hauptstuck des FPG regelt unter anderem in seinem 8. Abschnitt (88 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere
Mittel. Die Regelung Uber die Schubhaft nach 8 76 FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstickes und somit unzweifelhaft von
der behdrdlichen Zustandigkeit des BFA nach 8§ 3 Abs. 1 Z 3 BFA-G umfasst.Das 8. Hauptstlick des FPG regelt unter
anderem in seinem 8. Abschnitt (Paragraphen 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere Mittel. Die Regelung Uber die
Schubhaft nach Paragraph 76, FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstlickes und somit unzweifelhaft von der behoérdlichen
Zustandigkeit des BFA nach Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-G umfasst.

Weiters bestimmt auch § 6 Abs. 1a FPG, dass Behérde im Inland nach dem 7., 8. und 11. Hauptstlck das Bundesamt
mit bundesweiter Zustandigkeit ist.Weiters bestimmt auch Paragraph 6, Absatz eins a, FPG, dass Behdrde im Inland
nach dem 7., 8. und 11. Hauptstick das Bundesamt mit bundesweiter Zustandigkeit ist.

Da sich die gegenstandliche - zuldssige - Beschwerde gegen einen Schubhaftbescheid des BFA richtet, ist das
Bundesverwaltungsgericht jedenfalls fur die Entscheidung zustandig.

3.1.2. GemaRB § 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
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Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist3.1.2. Gemall Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschéftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes st durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemal3 § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 33 aus 2013, idgF, geregelt. GemaR
Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO),
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustadndigkeit der Behorde gegeben findet, hat es
gemal § 27 VWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung unmittelbar verwaltungsbehdrdliche
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung aufgrund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4 VWGVG)
oder aufgrund der Erklarung tGber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3 VWGVG) zu Uberprifen. GemaR § 9 Abs. 1
VWGVG hat die Beschwerde unter anderem die Grinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt, sowie
das Begehren zu enthalten.Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustdndigkeit der Behdrde
gegeben findet, hat es gemall Paragraph 27, VwWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung
unmittelbar verwaltungsbehordliche Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung aufgrund der
Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4 VwGVG) oder aufgrund der Erkldrung tGber den Umfang der
Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3, VWGVG) zu Uberprifen. Gemall Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat die
Beschwerde unter anderem die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt, sowie das Begehren
zu enthalten.

Nach den Erlauterungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,BGBI. | Nr. 51/2012 (RV
1618 BIgNR 24. GP), legt8& 27 VwGVG den Prufungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die
Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde (vgl.§ 66 Abs. 4 AVG soll die Kognitionsbefugnis des
Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein.Nach den Erlduterungen der
Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,
Regierungsvorlage 1618 BIgNR 24. GP), legt Paragraph 27, VwWGVG den Prufungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest.
Anders als die Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde vergleiche Paragraph 66, Absatz 4, AVG) soll die
Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein.

Zu Spruchteil A):
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3.2. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung der Beschwerde)3.2. Zu Spruchpunkt rémisch eins. (Abweisung der Beschwerde):

3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte 8 76 FPG idgF lautet:3.2.1. Der mit "Schubhaft" betitelte Paragraph 76, FPG idgF
lautet:

"8 76. (1) Fremde konnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern dies notwendig ist, um das
Verfahren zur Erlassung einer Riickkehrentscheidung, einer Anordnung zur Aul3erlandesbringung, einer Ausweisung
oder eines Aufenthaltsverbotes bis zum Eintritt ihrer Durchsetzbarkeit oder um die Abschiebung zu sichern. Uber
Fremde, die sich rechtmallig im Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft verhangt werden, wenn auf Grund

bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirden sich dem Verfahren entziehen.
(1a) Unmtindige Minderjahrige dirfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Das Bundesamt kann Uber einen Asylwerber oder einen Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, Schubhaft zum Zwecke der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Riickkehrentscheidung, zur
Erlassung einer Anordnung zur AulRerlandesbringung oder zur Sicherung der Abschiebung anordnen, wenn

gegen ihn eine durchsetzbare - wenn auch nicht rechtskraftige - Rickkehrentscheidung erlassen wurde;

gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme gemal8 27 AsylG 2005 eingeleitet
wurde;gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme gemal Paragraph 27, AsylG
2005 eingeleitet wurde;

gegen ihn vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare Ruckkehrentscheidung, eine
durchsetzbare Anordnung zur Aulerlandesbringung, durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares
Aufenthaltsverbot erlassen worden ist oder

auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mangels Zustandigkeit Osterreichs zur

Prufung zuriickgewiesen werden wird.
(2a) Das Bundesamt hat Uber einen Asylwerber Schubhaft anzuordnen, wenn

gegen ihn eine zurtckweisende Entscheidung gemaR 88 4a oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur
AuBerlandesbringung oder eine durchsetzbare Ausweisung erlassen wurde oder ihm gemal3 § 12a Abs. 1 AsylG 2005
ein faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt;gegen ihn eine zurtickweisende Entscheidung gemal3 Paragraphen 4 a,
oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur AulRerlandesbringung oder eine durchsetzbare Ausweisung
erlassen wurde oder ihm gemal3 Paragraph 12 a, Absatz eins, AsylG 2005 ein faktischer Abschiebeschutz nicht

zukommt;

eine Mitteilung gemal 8 29 Abs. 3 Z 4 bis 6 AsylG 2005 erfolgt ist und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung gemaf
8 12 Abs. 2 AsylG 2005 verletzt hat;eine Mitteilung gemal Paragraph 29, Absatz 3, Ziffer 4 bis 6 AsylG 2005 erfolgt ist
und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung gemaR Paragraph 12, Absatz 2, AsylG 2005 verletzt hat;

der Asylwerber die Meldeverpflichtung gemal38 15a AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hatider Asylwerber die
Meldeverpflichtung gemald Paragraph 15 a, AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hat;

der Asylwerber, gegen den gemaR8§ 27 AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MaBnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemaR § 13 Abs. 2 BFA-VG nicht nachgekommen ist;der
Asylwerber, gegen den gemal3 Paragraph 27, AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemall Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG nicht

nachgekommen ist;

der Asylwerber einen Folgeantrag (8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemal38
12a Abs. 2 AsylG 2005 aufgehoben wurde, oderder Asylwerber einen Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23,
AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemald Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG 2005 aufgehoben
wurde, oder

sich der Asylwerber gemaR § 24 Abs. 4 AsylG 2005 ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit
eine der Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 4 vorliegt,sich der Asylwerber gemal’ Paragraph 24, Absatz 4, AsylG 2005
ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit eine der Voraussetzungen des Absatz 2, Ziffer eins bis
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4 vorliegt,

und die Schubhaft fur die Sicherung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme oder zur
Sicherung der Abschiebung notwendig ist, es sei denn, dass besondere Umstande in der Person des Asylwerbers der
Schubhaft entgegenstehen.

(3) Die Schubhaft ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR8 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde
befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blof3 kurzfristig in Haft. Nicht
vollstreckte Schubhaftbescheide gemal 8 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(3) Die Schubhaft
ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemal Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befande sich
bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR3 kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte
Schubhaftbescheide gemal Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.

(4) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)(4) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)

(5) Wird eine Ruckkehrentscheidung, eine Anordnung zur AuBerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein
Aufenthaltsverbot durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur
Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 oder 2a vor, gilt die Schubhaft als nach Abs. 2 oder
2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen fur die Anordnung der Schubhaft gemal? Abs. 2 oder 2a ist mit
Aktenvermerk festzuhalten.(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf
internationalen Schutz, so kann diese aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, oder 2a vor,
gilt die Schubhaft als nach Absatz 2, oder 2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen flr die Anordnung der
Schubhaft gemald Absatz 2, oder 2a ist mit Aktenvermerk festzuhalten.

(7) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"(7) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)"

Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte§ 22a BFA-VG idgF lautet:Der mit
"Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte Paragraph 22 a, BFA-VG idgF lautet:

"§ 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
gegen ihn Schubhaft gemal dem 8. Hauptstlck des FPG angeordnet wurde.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft maf3geblichen Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnismaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
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eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft mafRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnismé&Rig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde geméaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulassig."

3.22. Was die rechtswirksame Einbringung einer Schubhaftbeschwerde nach§ 22a BFA-VG beim
Bundesverwaltungsgericht und/oder beim BFA, den Beginn der einwdchigen Entscheidungsfrist nach § 22a Abs. 2 BFA-
VG, die Rechtsnatur des Rechtsmittels der Schubhaftbeschwerde, das auf Grund dieses Rechtsmittels anzuwendende
(einheitliche) Verfahren und die Zulassigkeit des Fortsetzungsausspruchs nach § 22a Abs. 3 BFA-VG anbelangt, hat der
Verfassungsgerichtshof (VfGH) mit Beschluss vom 26.06.2014, ZI.E 4/2014-11, bezogen auf das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 21.01.2014, ZI. 1403 2000252-1/2E, gemal3 Art. 140 Abs. 1 B-VG eine amtswegige
Prifung der VerfassungsmaRigkeit des & 22a Abs. 1 bis 3 BFA-VG eingeleitet.3.2.2. Was die rechtswirksame Einbringung
einer Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG beim Bundesverwaltungsgericht und/oder beim BFA, den
Beginn der einwochigen Entscheidungsfrist nach Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG, die Rechtsnatur des Rechtsmittels
der Schubhaftbeschwerde, das auf Grund dieses Rechtsmittels anzuwendende (einheitliche) Verfahren und die
Zulassigkeit des Fortsetzungsausspruchs nach Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG anbelangt, hat der
Verfassungsgerichtshof (VfGH) mit Beschluss vom 26.06.2014, ZI.E 4/2014-11, bezogen auf das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 21.01.2014, ZI. 1403 2000252-1/2E, gemald Artikel 140, Absatz eins, B-VG eine
amtswegige Priufung der VerfassungsmaRigkeit des Paragraph 22 a, Absatz eins bis 3 BFA-VG eingeleitet.

Unbeschadet dessen geht das Bundesverwaltungsgericht vorlaufig von folgenden Erwagungen aus:

Wenn man die Ansicht vertreten wirde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach
§ 22a BFA-VG - auch oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wirde das das Vorliegen von entsprechenden
Regelungen nach dem Muster des 8 82 Abs. 2 und 3 FPG aF Uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei
Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist Wenn man die Ansicht vertreten
wurde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG - auch
oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wurde das das Vorliegen von entsprechenden Regelungen nach dem
Muster des Paragraph 82, Absatz 2 und 3 FPG aF uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei

Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist.

Weitgehend unstrittig erscheint unter Berlcksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage
Ubertragbaren hochstgerichtlichen Rechtsprechung (siehe v.a. VwGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995,
VfSlg. 14.192/1995), dass die Schubhaftbeschwerde im Sinne des 8 22a BFA-VG - wie jene nach8 82 FPG in der bis
31.12.2013 geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"MaBnahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.Weitgehend unstrittig erscheint unter
Berucksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage Ubertragbaren hochstgerichtlichen
Rechtsprechung (siehe v.a. VWGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995, VfSlg. 14.192 aus 1995,), dass die
Schubhaftbeschwerde im Sinne des Paragraph 22 a, BFA-VG - wie jene nach Paragraph 82, FPG in der bis 31.12.2013
geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"MaBnahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.

Die in der Beschwerde vertretene Ansicht, wonach auf Grund eines "Typenzwangs" der einzelnen Rechtsmittel jedoch
keine klare Zuordenbarkeit der Beschwerde nach 8 22a BFA-VG zu Art. 130 Abs. 1 Z 1 oder 2 B-VG méglich und deshalb
diese Regelung auch im Hinblick auf das Legalitatsprinzip nach Art. 18 Abs. 1 B-VG verfassungswidrig sei, Ubersieht
jedoch, dass Art. 6 Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der persénlichen Freiheit, BGBI. | Nr.
684/1988 (im Folgenden: PersFrBVG), ebenso wie Art. 5 Abs. 4 EMRK bei Fallen von Freiheitsentziehungen durch
Festnahme und Haft (Anhaltung in Schubhaft) ein sog. "Habeas corpus"-Prifungsverfahren voraussetzt, und zwar
unabhangig davon, ob die Anhaltung noch aufrecht ist oder nicht. So hat der VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994,
VfSlg. 13.698/1994, ausgesprochen, dass ein Fremder, der angehalten wird oder wurde, einen aus Art. 6 Abs. 1
PersFrBVG bestehenden Anspruch auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der Anhaltung hat, und zwar auch nach
Beendigung der Schubhaft, wenn er innerhalb einer Frist von sechs Wochen (das ist die fur die Einbringung einer
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Beschwerde wegen Auslbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorgesehene Frist)
nach tatsachlicher Beendigung der Schubhaft eine Beschwerde erhebt.Die in der Beschwerde vertretene Ansicht,
wonach auf Grund eines "Typenzwangs" der einzelnen Rechtsmittel jedoch keine klare Zuordenbarkeit der Beschwerde
nach Paragraph 22 a, BFA-VG zu Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, oder 2 B-VG mdglich und deshalb diese Regelung
auch im Hinblick auf das Legalitatsprinzip nach Artikel 18, Absatz eins, B-VG verfassungswidrig sei, Ubersieht jedoch,
dass Artikel 6, Absatz eins, des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der personlichen Freiheit,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 684 aus 1988, (im Folgenden: PersFrBVG), ebenso wie Artikel 5, Absatz 4, EMRK bei
Fallen von Freiheitsentziehungen durch Festnahme und Haft (Anhaltung in Schubhaft) ein sog. "Habeas corpus"-
Prifungsverfahren voraussetzt, und zwar unabhéangig davon, ob die Anhaltung noch aufrecht ist oder nicht. So hat der
VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994, VfSlg. 13.698 aus 1994,, ausgesprochen, dass ein Fremder, der angehalten wird
oder wurde, einen aus Artikel 6, Absatz eins, PersFrBVG bestehenden Anspruch auf Feststellung der Rechtswidrigkeit
der Anhaltung hat, und zwar auch nach Beendigung der Schubhaft, wenn er innerhalb einer Frist von sechs Wochen
(das ist die fir die Einbringung einer Beschwerde wegen Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt vorgesehene Frist) nach tatsachlicher Beendigung der Schubhaft eine Beschwerde erhebt.

Gemald Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG, darf die persdnliche Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene
Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder Auslieferung zu
sichern.Gemal Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG, darf die persdnliche Freiheit einem Menschen auf die
gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder
Auslieferung zu sichern.

Gemald Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren,
in dem durch ein Gericht oder durch eine andere unabhdngige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des
Freiheitsentzuges entschieden und im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung
hat binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung héatte vorher geendet.GemaR Artikel 6, Absatz eins,
PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren, in dem durch ein
Gericht oder durch eine andere unabhangige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des Freiheitsentzuges entschieden und
im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung hat binnen einer Woche zu ergehen,
es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet.

Gemald Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK darf die Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen
werden, wenn er rechtmallig festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, um ihn daran zu hindern,
unberechtigt in das Staatsgebiet einzudringen oder weil er von einem gegen ihn schwebenden Ausweisungs- oder
Auslieferungsverfahren betroffen ist.GemaR Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK darf die Freiheit einem Menschen auf
die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn er rechtmaRig festgenommen worden ist oder in Haft
gehalten wird, um ihn daran zu hindern, unberechtigt in das Staatsgebiet einzudringen oder weil er von einem gegen
ihn schwebenden Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren betroffen ist.

Gemald Art. 5 Abs. 4 EMRK hat jedermann, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein
Verfahren zu beantragen, in dem von einem Gericht ehetunlich Gber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird
und im Falle der Widerrechtlichkeit seine Entlassung angeordnet wird.GemaR Artikel 5, Absatz 4, EMRK hat jedermann,
dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein Verfahren zu beantragen, in dem von
einem Gericht ehetunlich Uber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird und im Falle der Widerrechtlichkeit seine
Entlassung angeordnet wird.

Aus den eben dargelegten Erwadgungen vertritt das erkennende Gericht daher die Ansicht, dass die
Schubhaftbeschwerde nach § 22a BFA-VG zwar ein besonderes Rechtsmittel zur Uberpriifung der RechtsmaRigkeit der
Schubhaft sowie der Festnahme und Anhaltung darstellt, welches aber Uberwiegend am Konzept einer sog.
MalRinahmenbeschwerde im Sinne des Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG angelehnt ist. Auch nach der bisherigen Rechtslage des
§ 82 FPG aF war die Sonderregelung der Schubhaftbeschwerde an den UVS - auf Grund des Verweises auf§ 67c AVG in
8§ 83 Abs. 2 FPG aF - darauf gegriindet, dass die Schubhaftbeschwerde einer MaBnahmenbeschwerde angenahert ist,
weshalb auch die sechswochige Beschwerdefrist als maRgeblich angesehen wurde. Dies gilt unverdndert auch nach
Maligabe des geltenden § 7 Abs. 4 2. Satz VWGVG.Aus den eben dargelegten Erwdgungen vertritt das erkennende
Gericht daher die Ansicht, dass die Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG zwar ein besonderes
Rechtsmittel zur Uberprifung der RechtsméaRigkeit der Schubhaft sowie der Festnahme und Anhaltung darstellt,
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welches aber Uberwiegend am Konzept einer sog. MaBnahmenbeschwerde im Sinne des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer
2, B-VG angelehnt ist. Auch nach der bisherigen Rechtslage des Paragraph 82, FPG aF war die Sonderregelung der
Schubhaftbeschwerde an den UVS - auf Grund des Verweises auf Paragraph 67 ¢, AVG in Paragraph 83, Absatz 2, FPG
aF - darauf gegriindet, dass die Schubhaftbeschwerde einer MaBnahmenbeschwerde angenahert ist, weshalb auch die
sechswochige Beschwerdefrist als mal3geblich angesehen wurde. Dies gilt unverandert auch nach MaRgabe des
geltenden Paragraph 7, Absatz 4, 2. Satz VwGVG.

Folglich kommt auch die Regelung des§ 16 Abs. 1 BFA-VG nicht zur Anwendung, wonach die Frist zur Erhebung einer
Beschwerde gegen einen Bescheid des BFA zwei Wochen betragt. Eine Schubhaftbeschwerde kann jedenfalls wahrend
der gesamten Dauer der Schubhaft eingebracht werden; vor deren Beendigung kann sich die Frage der Befristung der
Einbringung gar nicht stellen (VfGH 03.03.1994, VfSlg. 13.698/1994).Folglich kommt auch die Regelung des Paragraph
16, Absatz eins, BFA-VG nicht zur Anwendung, wonach die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen einen Bescheid
des BFA zwei Wochen betragt. Eine Schubhaftbeschwerde kann jedenfalls wahrend der gesamten Dauer der Schubhaft
eingebracht werden; vor deren Beendigung kann sich die Frage der Befristung der Einbringung gar nicht stellen (VfGH
03.03.1994, VfSlg. 13.698 aus 1994,).

Gemal? 8 20 1. Satz VwWGVG sind Beschwerden gegen die Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.Gemaf
Paragraph 20, 1. Satz VWGVG sind Beschwerden gegen die Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.

Aus all dem ergibt sich, dass Schubhaftbeschwerden nach§ 22a BFA-VG unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht
einzubringen sind. Wird eine Schubhaftbeschwerde bei der Behdrde (beim BFA) eingebracht, so hat die Behdrde (das
BFA) nach 8 6 Abs. 1 AVG vorzugehen. Ebenso hat das BFA auf Anordnung des Bundesverwaltungsgerichtes die dem
betreffenden Verfahren zugrunde liegenden Verwaltungsakten unverzlglich dem Bundesverwaltungsgericht
vorzulegen.Aus all dem ergibt sich, dass Schubhaftbeschwerden nach Paragraph 22 a, BFA-VG unmittelbar beim
Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind. Wird eine Schubhaftbeschwerde bei der Behdrde (beim BFA)
eingebracht, so hat die Behorde (das BFA) nach Paragraph 6, Absatz eins, AVG vorzugehen. Ebenso hat das BFA auf
Anordnung des Bundesverwaltungsgerichtes die dem betreffenden Verfahren zugrunde liegenden Verwaltungsakten
unverzuglich dem Bundesverwaltungsgericht vorzulegen.

Hinsichtlich der Entscheidungsfrist von einer Woche gemadR§ 22a Abs. 2 BFA-VG (bei aufrechter Anhaltung in
Schubhaft) ist auszufuhren, dass gemal § 34 Abs. 1 2. Satz VwWGVG Entscheidungsfristen des Verwaltungsgerichts mit
der Vorlage der Beschwerde beginnen. Da Schubhaftbeschwerden nach der oben dargelegten Ansicht des
erkennenden Gerichts unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind, beginnt der Lauf der
einwdchigen Entscheidungsfrist mit dem Zeitpunkt des Einlangens der Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht
(siehe auch BVwG 21.01.2014, 1403 2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E;
16.05.2014, G301 2007798-1/5E; 16.07.2014, G301 2009367-1/12E, u.v.a.).Hinsichtlich der Entscheidungsfrist von einer
Woche gemaR Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG (bei aufrechter Anhaltung in Schubhaft) ist auszufihren, dass gemaR
Paragraph 34, Absatz eins, 2. Satz VwWGVG Entscheidungsfristen des Verwaltungsgerichts mit der Vorlage der
Beschwerde beginnen. Da Schubhaftbeschwerden nach der oben dargelegten Ansicht des erkennenden Gerichts
unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind, beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist
mit dem Zeitpunkt des Einlangens der Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht (siehe auch BVwG 21.01.2014, 1403
2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E; 16.05.2014, G301 2007798-1/5E;
16.07.2014, G301 2009367-1/12E, u.v.a.).

3.2.3. Auf Grund des durchgefuhrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes erweist sich die
gegenstandliche Beschwerde als unbegrindet:

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulassig, wenn sie - neben dem Vorliegen eines gesetzlichen Schubhafttatbestandes (&
76 Abs. 1, 2 oder 2a FPG) - zur Sicherung der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme oder einer
Abschiebung des betroffenen Fremden notwendig ist. Der Anordnung der Schubhaft muss ein konkreter
Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft muss unter Bericksichtigung der Umstande des jeweiligen
Einzelfalls verhaltnismaRig sein. Dabei sind das &ffentliche Interesse an der Sicherung der AuRRerlandesschaffung des
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Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des Betroffenen an der Schonung seiner persénlichen Freiheit
abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa
durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG, erreicht werden, ist die Anordnung der Schubhaft nicht
zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VWGH 22.01.2009, ZI. 2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).Die
Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG
und des Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zuldssig, wenn sie - neben dem Vorliegen eines gesetzlichen
Schubhafttatbestandes (Paragraph 76, Absatz eins, 2, oder 2a FPG) - zur Sicherung der Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme oder einer Abschiebung des betroffenen Fremden notwendig ist. Der Anordnung
der Schubhaft muss ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft muss unter Bertcksichtigung
der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismalig sein. Dabei sind das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der
AuBerlandesschaffung des Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen
schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden,
ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675 aus 2012,; VwGH 22.01.2009, ZI.
2008/21/0647; 30.08.2007, ZI.2007/21/0043).

Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn mit Recht angenommen werden kann, dass sich der Fremde
dem behdérdlichen Zugriff entziehen oder diesen zumindest wesentlich erschweren werde. Es ist allerdings nicht
erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme bereits eingeleitet worden ist
(VWGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das blof3e Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung
zum Aufenthalt besteht, vermag fiir sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstdanden begriindet sein, etwa in mangelnder sozialer
Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
AnknUpfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann. Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei
der Prifung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei friihere Delinquenz
das Gewicht des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung maRgeblich vergroRern
kann (VwWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498; weiters VwGH 08.09.2005, Z1.2005/21/0301; 23.09.2010, ZI.2009/21/0280).

Ein einmal rechtswidriger Schubhaftbescheid kann nicht - quasi partiell fir einen "Teilzeitraum" - konvalidieren, zumal
dies im Ergebnis einer im Gesetz insoweit nicht vorgesehenen Schubhaftverhdngung "auf Vorrat" gleichkommen
wlrde. War der Schubhaftbescheid rechtswidrig, so muss das auch fur die gesamte Zeit der auf ihn gestiitzten
Anhaltung gelten. Zu einer "Heilung" hatte es nur durch einen neuen Schubhafttitel kommen kénnen. Ein solcher
neuer Schubhafttitel ware im Fortsetzungsausspruch des Bundesverwaltungsgerichts gemafl § 22a Abs. 3 BFA-VG zu
erblicken (vgl. VWGH 26.01.2012, ZI. 2008/21/0626, zum inhaltlich gleichlautenden& 83 Abs. 4 FPG aF; weiters
28.08.2012, ZI. 2010/21/0388, mwN).Ein einmal rechtswidriger Schubhaftbescheid kann nicht - quasi partiell fur einen
"Teilzeitraum" - konvalidieren, zumal dies im Ergebnis einer im Gesetz insoweit nicht vorgesehenen
Schubhaftverhangung "auf Vorrat" gleichkommen wirde. War der Schubhaftbescheid rechtswidrig, so muss das auch
fur die gesamte Zeit der auf ihn gestltzten Anhaltung gelten. Zu einer "Heilung" hatte es nur durch einen neuen
Schubhafttitel kommen konnen. Ein solcher neuer Schubhafttitel wdre im Fortsetzungsausspruch des
Bundesverwaltungsgerichts gemaR Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG zu erblicken vergleiche VwWGH 26.01.2012, ZI.
2008/21/0626, zum inhaltlich gleichlautenden Paragraph 83, Absatz 4, FPG aF; weiters 28.08.2012, ZI2010/21/0388,
mwN).

Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen den Schubhaftbescheid.

Wie die belangte Behdrde im angefochtenen Bescheid zu Recht festgestellt hat, hielt sich der BF seit August XXXX
unrechtmalig im Bundesgebiet auf. Weiters besteht gegen den BF nunmehr eine durchsetzbare und rechtskraftige
Ruckkehrentscheidung. Zudem hat der BF von sich aus bis zur Festnahme am 15.09.2014,somit mehr als 2 Jahre lang
auch keinerlei Bereitschaft gezeigt, freiwillig aus dem Bundesgebiet auszureisen, sondern lebte weiterhin
unrechtmiRig und ohne aufrechte Meldeadresse in Osterreich, um somit in Unkenntnis der Behérden und unerkannt
("im Untergrund") weiterhin hier leben zu kdnnen. Dies wird vom BF auch nicht weiter bestritten, gibt er doch selbst
an, nur zum Schein bei Verwandten gemeldet gewesen zu sein, ohne dort tatsachlich Aufenthalt zu nehmen.Wie die
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belangte Behorde im angefochtenen Bescheid zu Recht festgestellt hat, hielt sich der BF seit August romisch 40
unrechtmaRig im Bundesgebiet auf. Weiters besteht gegen den BF nunmehr eine durchsetzbare und rechtskraftige
Rickkehrentscheidung. Zudem hat der BF von sich aus bis zur Festnahme am 15.09.2014,somit mehr als 2 Jahre lang
auch keinerlei Bereitschaft gezeigt, freiwillig aus dem Bundesgebiet auszureisen, sondern lebte weiterhin
unrechtmalig und ohne aufrechte Meldeadresse in Osterreich, um somit in Unkenntnis der Behdérden und unerkannt
("im Untergrund") weiterhin hier leben zu kdnnen. Dies wird vom BF auch nicht weiter bestritten, gibt er doch selbst
an, nur zum Schein bei Verwandten gemeldet gewesen zu sein, ohne dort tatsachlich Aufenthalt zu nehmen.

Der BF hat durch dieses Verhalten seit August XXXX, somit Uber mehr als 2 Jahre, unmissverstandlich zu erkennen
gegeben, dass er nicht gewillt ist, die Rechtsvorschriften der Republik Osterreich, insbesondere im Zusammenhang mit
der Einreise und dem Aufenthalt im Bundesgebiet, zu respektieren. Dies stellt wiederum eine Gefdhrdung der
offentlichen Ordnung dar, zumal dem 6&ffentlichen Interesse an der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt im
Bundesgebiet regelnden Vorschriften, aber auch den melderechtlichen Bestimmungen, besonders gro3e Bedeutung
zukommt.Der BF hat durch dieses Verhalten seit August rémisch 40, somit Uber mehr als 2 Jahre, unmissverstandlich
zu erkennen gegeben, dass er nicht gewillt ist, die Rechtsvorschriften der Republik Osterreich, insbesondere im
Zusammenhang mit der Einreise und dem Aufenthalt im Bundesgebiet, zu respektieren. Dies stellt wiederum eine
Gefahrdung der offentlichen Ordnung dar, zumal dem 6ffentlichen Interesse an der Einhaltung der die Einreise und
den Aufenthalt im Bundesgebiet regelnden Vorschriften, aber auch den melderechtlichen Bestimmungen, besonders
groRRe Bedeutung zukommt.

Unstrittig ist somit, dass der BF in Osterreich Gber keine stete (gesicherte) Unterkunft verfiigt. Der BF ist weitestgehend
mittellos und nicht erwerbstatig. Der Bruder des BF halt sich zwar rechtmafig im Bundesgebiet auf, war aber nach
eigenen Angaben des BF nicht in der Lage, eine Wohnung mit ausreichender Flache, um auch den BF zu beherbergen,

zu finanzieren.

Insoweit die belangte Behorde also in einer Zusammenschau aller angefiihrten Umstande, insbesondere unter
Berlcksichtigung des Gesamtverhaltens des BF davon ausging, dass ein konkreter Sicherungsbedarf fur die
Durchfihrung einer Abschiebung, die Erforderlichkeit der Schubhaft als einzige geeignete SicherungsmalRnahme
gegenlber der Anordnung eines gelinderen Mittels und auch die VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft gegeben waren,
begegnet dies keinen Bedenken.

Evidentermalen bedurfte es nach jahrelangem Aufenthalt im Verborgenen der Verhdngung der Schubhaft, um den
Beschwerdefiihrer zu einer Beendigung des illegalen Aufenthaltes und zur freiwilligen Rickkehr zu bewegen. Es
bestehen tatsachlich massive Zweifel daran, dass der BF ein solches Verhalten auch gesetzt hatte, ware nur ein
gelindenes Mittel verfligt worden, zumal das vorangehende Verhalten einen hohen Sicherungsbedarf aufgezeigt hat.

Eine Gesamtabwagung aller genannten Umstande ergibt somit, dass das offentliche Interesse an der Sicherung der
AuBerlandesschaffung des Fremden (Aufenthaltsbeendigung) das Interesse des BF an der Schonung seiner
persoénlichen Freiheit Uberwogen und ein Sicherungsbedirfnis bestanden hat. Anzumerken ist, dass die Beendigung
der Schubhaft wegen der erfolgten freiwilligen Ausreise binnen Wochenfrist méglich war

Die belangte Behdrde hat im angefochtenen Bescheid zu Recht dargelegt, dass im vorliegenden Fall somit der
erforderliche Sicherungszweck auch nicht auf eine andere Weise erreicht werden konnte, wie etwa durch die
Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG. Weder verfligte der BF (iber ausreichende finanzielle Mittel fir die
Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit, noch war davon auszugehen, dass er sich in irgendeiner Weise den
Behorden fur die beabsichtigte Abschiebung aus freien Stiicken zur Verfigung halten wirde.Die belangte Behoérde hat
im angefochtenen Bescheid zu Recht dargelegt, dass im vorliegenden Fall somit der erforderliche Sicherungszweck
auch nicht auf eine andere Weise erreicht werden konnte, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels
nach Paragraph 77, FPG. Weder verflgte der BF Uber ausreichende finanzielle Mittel fur die Hinterlegung einer
angemessenen Sicherheit, noch war davon auszugehen, dass er sich in irgendeiner Weise den Behdrden fir die
beabsichtigte Abschiebung aus freien Stiicken zur Verfligung halten wirde.

3.2.4. Da die belangte Behdrde insgesamt zu Recht davon ausgegangen ist, dass auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen war, dass sich der unrechtmalig im Bundesgebiet aufhaltige BF der zu sichernden Abschiebung
entziehen wirde, und sie den gegenstandlichen Bescheid zutreffend auf8& 76 Abs. 1 FPG gestutzt hat, war die
vorliegende Beschwerde gemal 8 76 Abs. 1 FPGiVm. § 22a Abs. 1 BFA-VG sowohl hinsichtlich des Schubhaftbescheides
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als auch hinsichtlich der Anhaltung in Schubhaft (bis zur Freilassung) als unbegrindet abzuweisen.3.2.4. Da die
belangte Behdrde insgesamt zu Recht davon ausgegangen ist, dass auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen
war, dass sich der unrechtmallig im Bundesgebiet aufhaltige BF der zu sichernden Abschiebung entziehen wirde, und
sie den gegenstandlichen Bescheid zutreffend auf Paragraph 76, Absatz eins, FPG gestltzt hat, war die vorliegende
Beschwerde gemaR Paragraph 76, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG sowohl
hinsichtlich des Schubhaftbescheides als auch hinsichtlich der Anhaltung in Schubhaft (bis zur Freilassung) als
unbegrindet abzuweisen.

3.2.5. Da der BF am XXXX aus der Schubhaft entlassen wurde und die Anhaltung in Schubhaft somit nicht mehr
andauert, war von einer Feststellung gemaR & 22a Abs. 3 BFA-VG, ob zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fur die
Fortsetzung der Schubhaft maf3geblichen Voraussetzungen vorliegen, abzusehen.3.2.5. Da der BF am rémisch 40 aus
der Schubhaft entlassen wurde und die Anhaltung in Schubhaft somit nicht mehr andauert, war von einer Feststellung
gemal Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG, ob zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fiir die Fortsetzung der Schubhaft
malfgeblichen Voraussetzungen vorliegen, abzusehen.

3.3. Zu Spruchpunkt Il. (Abweisung des Antrages auf Kostenersatz)3.3. Zu Spruchpunkt rémisch zwei. (Abweisung des
Antrages auf Kostenersatz):

§ 35 Abs. 1 VWGVG lautet:Paragraph 35, Absatz eins, VWGVG lautet:

Die im Verfahren (ber Beschwerden wegen Auslbung unmittelbar verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei.Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen AusUbung unmittelbar verwaltungsbehordlicher
Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer
Aufwendungen durch die unterlegene Partei.

Ein Anspruch des BF auf Ersatz seiner Kosten (Aufwendungen) in dem in der Beschwerde beantragten Umfang bestand
daher gemalR§ 35 Abs. 3 VWGVG in der geltenden Fassung jedenfalls nicht, da die vorliegende Beschwerde als
unbegrindet abgewiesen wird und der BF daher unterlegene Partei ist.Ein Anspruch des BF auf Ersatz seiner Kosten
(Aufwendungen) in dem in der Beschwerde beantragten Umfang bestand daher gemald Paragraph 35, Absatz 3,
VWGVG in der geltenden Fassung jedenfalls nicht, da die vorliegende Beschwerde als unbegriindet abgewiesen wird
und der BF daher unterlegene Partei ist.

FUr den vom BFA geltend gemachten Kostenersatz fir seinen Vorlage- und Schriftsatzaufwand besteht jedoch nach der
aktuellen Gesetzeslage ebenfalls keine Grundlage:

Ausdrucklich  normiert§ 35 VwWGVG einen Kostenersatz im Verfahren (ber Beschwerden wegen Auslbung
unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) fur die obsiegende
Partei.Ausdricklich normiert Paragraph 35, VWGVG einen Kostenersatz im Verfahren Uber Beschwerden wegen
AusUbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG)
far die obsiegende Partei.

Gegenstandlich handelt es sich jedoch um ein ausschlie3liches Schubhaftverfahren: Der BF rigt in seiner Beschwerde
explizit seine Inschubhaftnahme. Diese erfolgte aber nicht in Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehoérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt, sondern aufgrund des Mandatsbescheides der Verwaltungsbehérde vom 15.09.2014.

Zumal auch die Materialien zu§ 35 VWGVG lediglich darauf hinweisen, dass diese Bestimmung jener des§ 79a AVG
entspricht, welche ihrerseits einen Kostenersatz durch die unterlegene Partei nur im Beschwerdeverfahren wegen der
AusUbung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorsah, lasst sich aus dieser
Bestimmung fur einen Kostenersatz im Schubhaftverfahren nichts gewinnen.Zumal auch die Materialien zu Paragraph
35, VWGVG lediglich darauf hinweisen, dass diese Bestimmung jener des Paragraph 79 a, AVG entspricht, welche
ihrerseits einen Kostenersatz durch die unterlegene Partei nur im Beschwerdeverfahren wegen der AuslUbung
unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorsah, lasst sich aus dieser Bestimmung fir einen
Kostenersatz im Schubhaftverfahren nichts gewinnen.

Auch mit den Materialien zu § 22 a BFA-VG, welche auf § 82 und® 83 FPG alte Fassung hinweisen - "Der
vorgeschlagene Abs. 1 entspricht dabei dem geltenden § 82 Abs. 1 FPG. Abs. 2 entspricht inhaltlich dem geltenden§ 83
Abs. 2 Z 2 FPG und Abs. 3 entspricht dem geltenden§ 83 Abs. 4 FPG.... Der Abs. 4 entspricht inhaltlich dem geltenden$§
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80 Abs. 7 FPG" - lasst sich der geltend gemachte Aufwandersatz der Verwaltungsbehérde nicht begriinden, da die in 8
83 Abs. 2 2. Satz vorgenommene Verweisung "Im Ubrigen gelten die §§ 67c bis 67g sowie 79a AVG", aus welcher sich
der Kostenaufwandersatzanspruch der Verwaltungsbehérde im Schubhaftbeschwerdeverfahren vor den
Unabhangigen Verwaltungssenaten ableitete, keinerlei Erwahnung findet.Auch mit den Materialien zu Paragraph 22, a
BFA-VG, welche auf Paragraph 82 und Paragraph 83, FPG alte Fassung hinweisen - "Der vorgeschlagene Absatz eins,
entspricht dabei dem geltenden Paragraph 82, Absatz eins, FPG. Absatz 2, entspricht inhaltlich dem geltenden
Paragraph 83, Absatz 2, Ziffer 2, FPG und Absatz 3, entspricht dem geltenden Paragraph 83, Absatz 4, FPG.... Der
Absatz 4, entspricht inhaltlich dem geltenden Paragraph 80, Absatz 7, FPG" - ldsst sich der geltend gemachte
Aufwandersatz der Verwaltungsbehdrde nicht begriinden, da die in Paragraph 83, Absatz 2, 2. Satz vorgenommene
Verweisung "Im Ubrigen gelten die Paragraphen 67 c bis 67 g sowie 79a AVG", aus welcher sich der
Kostenaufwandersatzanspruch der Verwaltungsbehérde im Schubhaftbeschwerdeverfahren vor den Unabhdngigen
Verwaltungssenaten ableitete, keinerlei Erwahnung findet.

In diesem Sinne war daher das Begehren der Verwaltungsbehérde auf Ersatz ihrer Aufwendungen mangels
gesetzlicher Grundlage abzuweisen.

3.4. Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf8 41 Abs. 7 AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter
Berulcksichtigung des Art. 47 iVm. Art. 52 der Grundrechte-Charta der Europaischen Union (im Folgenden: GRC)
ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC steht, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehér gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert
oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung
erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde
aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet werden
kénnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu ergdanzen oder die Beweiswirdigung mangelhaft ist (VfGH
14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf Paragraph 41, Absatz 7,
AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter BerUcksichtigung des Artikel 47, in Verbindung mit Artikel 52, der
Grundrechte-Charta der Europaischen Union (im Folgenden: GRC) ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer
mundlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde
erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im
Einklang mit Artikel 47, Absatz 2, GRC steht, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen
Rahmen Parteiengehtr gewahrt wurde. Hat die beschwerdefihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder
Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die
Durchfuihrung einer mindlichen Verhandlung erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im
Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht
aus den Verwaltungsakten beantwortet werden kdnnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder
die Beweiswurdigung mangelhaft ist (VfGH 14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die
Auslegung der in § 21 Abs. 7 BFA-VG enthaltenen Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
der Beschwerde geklart erscheint" unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua.,
festgehalten, dass der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der
Verwaltungsbehorde vollstéandig in einem ordnungsgemalien Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen
auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitat
und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmaligeblichen
Feststellungen tragende Beweiswurdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmalliger Weise offen gelegt haben und das
Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwagungen der verwaltungsbehordlichen Beweiswirdigung teilen. In der
Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behdrdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartber hinaus
gehender fur die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei blo unsubstanziiertes Bestreiten des
von der Verwaltungsbehorde festgestellten Sachverhaltes ebenso aul3er Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das
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gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot versto3t. Schlie3lich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte
Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen.Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom
28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die Auslegung der in Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG enthaltenen
Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint" unter
Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua., festgehalten, dass der fur die rechtliche
Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der Verwaltungsbehérde vollstandig in einem
ordnungsgemalen Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitdt und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die
Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmalgeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer
Entscheidung in gesetzmaRiger Weise offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden
Erwagungen der verwaltungsbehordlichen Beweiswirdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des
behordlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dariber hinaus gehender fiir die Beurteilung relevanter
Sachverhalt behauptet werden, wobei bloR unsubstanziiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehoérde
festgestellten Sachverhaltes ebenso auller Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in Paragraph 20,
BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstdRt. SchlieBlich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten bei
der Beurteilung Bedacht zu nehmen.

Da im gegenstandlichen Fall der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint,
konnte gemaR § 21 Abs. 7 BFA-VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.Da im gegenstandlichen Fall der
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint, konnte gemaR Paragraph 21,
Absatz 7, BFA-VG eine miindliche Verhandlung unterbleiben.

Zu Spruchteil B):

Gemald § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), BGBI. Nr. 10/1985 in der geltenden Fassung, hat
das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art.
133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemal Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, in der geltenden Fassung, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Im gegenstandlichen Fall sind beim erkennenden Gericht hinsichtlich der Anordnung und Durchfihrung der Schubhaft
keine Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung aufgekommen. Wie der oben dargelegten rechtlichen Beurteilung
zu entnehmen ist, weicht die gegenstandliche Entscheidung weder von der bisherigen und auch auf die nunmehr
geltende Rechtslage Ubertragbaren Rechtsprechung des VwWGH (bzw. des VfGH) ab, noch fehlt es zu einem Aspekt des
fir die Entscheidung malgeblichen Sachverhaltes an einer relevanten Rechtsprechung. Auch ist die im
gegenstandlichen Fall maRgebende Rechtsprechung des VWGH nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Im Ubrigen liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der gegenstandlich zu I6senden Rechtsfragen vor.

Allerdings erweist sich eine ordentliche Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG
dennoch als zulassig, da hinsichtlich grundsatzlicher Fragen der Einordnung der mit 01.01.2014 neu in Kraft gesetzten
organisatorischen und verfahrensrechtlichen Bestimmungen in die Osterreichische Rechtsordnung im Zusammenhang
mit der Schubhaft - und somit Fragen von grundsatzlicher Bedeutung -, etwa der Frage, welche (besondere)
Rechtsnatur der Schubhaftbeschwerde nach & 22a BFA-VG zukommt, wo die Schubhaftbeschwerde rechtswirksam
einzubringen ist (beim BVwWG oder beim BFA) bzw. wann der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist gemal § 22a Abs.
2 BFA-VG zu laufen beginnt (mit Einlangen beim BVwG oder beim BFA), noch keine Rechtsprechung des VwWGH
vorliegt.Allerdings erweist sich eine ordentliche Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung gemal Artikel 133,
Absatz 4, B-VG dennoch als zuldssig, da hinsichtlich grundsatzlicher Fragen der Einordnung der mit 01.01.2014 neu in
Kraft gesetzten organisatorischen und verfahrensrechtlichen Bestimmungen in die dsterreichische Rechtsordnung im
Zusammenhang mit der Schubhaft - und somit Fragen von grundsatzlicher Bedeutung -, etwa der Frage, welche
(besondere) Rechtsnatur der Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG zukommt, wo die
Schubhaftbeschwerde rechtswirksam einzubringen ist (beim BVwG oder beim BFA) bzw. wann der Lauf der
einwochigen Entscheidungsfrist gemal Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG zu laufen beginnt (mit Einlangen beim BVwWG
oder beim BFA), noch keine Rechtsprechung des VwGH vorliegt.
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Auch in Bezug auf die Frage des von Seiten der Verwaltungsbehorde geltend gemachten Aufwandersatzes war die
Revision zuzulassen, da der Frage des Kosten/Aufwandersatzanspruches in Schubhaftbeschwerdeverfahren
grundsatzliche Bedeutung zukommt; insbesondere ist nicht auszuschlieBen, dass dem Gesetzgeber bei der Schaffung
des 8§ 35 VWGVG ein redaktionelles Versehen unterlaufen ist. Es ist nicht nachvollziehbar, warum im Falle einer
MalRnahmenbeschwerde ein Aufwandersatz bestehen soll, im Falle einer Schubhaftbeschwerde jedoch nicht. Im
Ubrigen fehlt es auch diesbeziiglich - ganz abgesehen vom Priifungsbeschluss des VfGH bezlglich der
VerfassungsmaBigkeit der Bestimmung des 8 22a BFA-VG - an einer bisherigen Rechtsprechung des VwGHAuch in
Bezug auf die Frage des von Seiten der Verwaltungsbehoérde geltend gemachten Aufwandersatzes war die Revision
zuzulassen, da der Frage des Kosten/Aufwandersatzanspruches in Schubhaftbeschwerdeverfahren grundsatzliche
Bedeutung zukommt; insbesondere ist nicht auszuschlieRen, dass dem Gesetzgeber bei der Schaffung des Paragraph
35, VwWGVG ein redaktionelles Versehen unterlaufen ist. Es ist nicht nachvollziehbar, warum im Falle einer
MalRinahmenbeschwerde ein Aufwandersatz bestehen soll, im Falle einer Schubhaftbeschwerde jedoch nicht. Im
Ubrigen fehlt es auch diesbeziiglich - ganz abgesehen vom Priifungsbeschluss des VfGH bezlglich der
Verfassungsmaligkeit der Bestimmung des Paragraph 22 a, BFA-VG - an einer bisherigen Rechtsprechung des VwGH.
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